Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Transitwege von und nach Beriin 


Das Viermächteabkommen über Berlin vom 3. September 1971 
und vor allem das Transitabkommen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik 
vom 17. Dezember 1971 haben die Lage und die Entwicklung 
Berlins erheblich verbessert. Sie sind unverzichtbare Elemente 
einer Vertragspolitik, die mit Umsicht und Verantwortungsgefühl 
gepflegt und weiterentwickelt werden muß. Die Zunahme des 
Transitverkehrs von 6 Millionen im Jahre 1970 auf rund 20 Mil- 
lionen im Jahre 1982 ist ein Beweis für das Vertrauen, das die 
Bürger in die Sicherheit der Transitwege haben. 

Das schließt nicht aus, daß immer wieder auf Verbesserungen und 
Erleichterungen insbesondere auf beschleunigte Abfertigung des 
Transitverkehrs hingewirkt wird. 

Wer aber einzelne Fälle und strittige Fragen der Vertragsanwen- 
dung zur persönlichen oder parteipolitischen Profilierung miß- 
braucht, schadet in unverantwortlicher Weise Berlin und den 
Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staaten. 

Genau das ist geschehen, als leichtfertig und ohne Beweise im 
Fall Burkert ein Mordvorwurf erhoben wurde. Die Art und Weise, 
wie der Todesfall von Rudolf Burkert am Grenzkontrollpunkt 
Drewitz in der Öffentlichkeit teilweise behandelt wurde, hat 
zudem in der Bevölkerung zu der Frage geführt, ob die Transit- 
wege von und nach Berlin weiterhin als sicher gelten können. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Mit dem Transitabkommen sind erstmals vertragliche Regelun- 
gen geschaffen worden, die im Gegensatz zum früheren ver- 
tragslosen Zustand, den Reisenden die sichere Nutzung der 
Wege von und nach Berlin ermöglichen. Seit Inkrafttreten des 
Transitabkommens sind diese Wege von Millionen Reisenden 
benutzt worden, ohne daß es hierbei zu schwerwiegenden 
Behinderungen durch die DDR-Grenzbehörden gekommen ist. 
Der Deutsche Bundestag geht davon aus, daß sich die Behör- 
den der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
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Demokratischen Republik bei der Abwicklung des Transitver- 
kehrs um die korrekte Einhaltung der zwischen beiden deut- 
schen Staaten geschlossenen Vereinbarungen bemühen. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, in Gesprächen mit der 
Deutschen Demokratischen Republik weiterhin auf allen Ebe- 
nen unter Ausnutzung der bestehenden Vereinbarungen auf 
weitere Erleichterungen im Transitverkehr hinzuwirken. 

Bonn, den 8. Juni 1983 

Dr. Vogel und Fraktion 
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